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Allgemeine Verfügung über die Angelegenheiten der Notarinnen und der Notare (AVNot)
 
 

AV d. MJAE v. 21. August 2006 - II 164/3830 - 95 SH -
(SchlHA 2006 S. 307)

Gl.Nr. 3830-1
 
 
 
 
Zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 24.02.2026 (SchlHA 2026 Nr. 3, S. 91)
 
 
 
 

Abschnitt I
Bestellung

 
 

Titel 1
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Einleitung

 
 

§ 1

 
 
(1) Es werden so viele Notarinnen und Notare bestellt, wie es den Erfordernissen einer geordneten
Rechtspflege entspricht.
 
 
(2) Die Bewerberinnen und Bewerber sind durch Ausschreibung zu ermitteln. Die Ausschreibung der
Stellen erfolgt in den Schleswig-Holsteinischen Anzeigen Teil A und wird durch die Präsidentin oder
den Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts veranlasst.
 
 

§ 2

 
 
Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare (§ 3 Abs. 2 der Bundesnotarordnung) führen die Bezeichnung
„Rechtsanwältin und Notarin“ bzw. „Rechtsanwalt und Notar“. In notariellen Angelegenheiten bezeich-
nen sie sich als „Notarin“ bzw. als „Notar“.

 
 

Titel 2
Voraussetzung für die Bestellung

 
 

§ 3

 
 
(1) Ein Bedürfnis für die Bestellung einer Notarin oder eines Notars gemäß § 1 Abs. 1 ist in der Regel
dann gegeben, wenn in einem Amtsgerichtsbezirk der Jahresdurchschnitt der Urkundsgeschäfte der in
diesem Bezirk amtierenden Notarinnen und Notare unter Berücksichtigung einer weiteren Notarstel-
le in jedem der beiden vorangegangenen Kalenderjahre mindestens 400 beträgt. Hierbei sind Nieder-
schriften mit dem Faktor 1,0, Beglaubigungen mit Entwurf mit dem Faktor 0,5 und Beglaubigungen
ohne Entwurf mit dem Faktor 0,1 zu gewichten. Die Wechsel- und Scheckproteste sowie die Verwah-
rungsgeschäfte sind bei der Ermittlung der Urkundsgeschäfte nach Satz 1 nicht mitzuzählen.
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(2) Die Präsidentinnen und Präsidenten der Landgerichte berichten der Präsidentin oder dem Präsi-
denten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts bis zum 15. März eines jeden Jahres, in wel-
chen Amtsgerichtsbezirken freie Notarstellen nach Absatz 1 zu besetzen sind.
 
 
(3) In den Jahren 2026 und 2027 ist in jedem Amtsgerichtsbezirk mindestens eine Notarstelle auszu-
schreiben.
 
 

§ 4

 
 
Zur Wahrung einer geordneten Altersstruktur wird – unabhängig vom Bedürfnis nach § 3 Abs. 1 – je-
weils nach vier Jahren, erstmals im Jahre 2011, in jedem Amtsgerichtsbezirk eine weitere Notarstel-
le ausgeschrieben. Fallen in einem Amtsgerichtsbezirk im Jahresdurchschnitt der beiden letzten Ka-
lenderjahre mehr als 17 000 Urkundsgeschäfte an, werden in diesem Bezirk zwei weitere Notarstellen
ausgeschrieben; ist die Summe der Urkundsgeschäfte größer als 30 000, so werden vier weitere No-
tarstellen ausgeschrieben. Eine Stellenausschreibung erfolgt nicht, sofern bei Berücksichtigung einer
zusätzlichen Notarstelle die durchschnittliche Beurkundungszahl des § 3 Abs. 1 in einem der beiden
maßgebenden Kalenderjahre unter 250 absinkt; Notarbestellungen, die in den der Ausschreibung vor-
angegangenen 48 Monaten nach § 3 Abs. 1 vorgenommen worden sind, werden hierauf angerechnet.

 
 

§ 5

 
 
Es sollen nur solche Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte zur Notarin oder zum Notar bestellt wer-
den, die die in der Bundesnotarordnung genannten Voraussetzungen erfüllen und nicht in einem stän-
digen Dienstverhältnis oder in einem ähnlichen Beschäftigungsverhältnis - auch nicht zu anderen
Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälten oder Syndikusanwältinnen oder Syndikusanwälten - stehen,
das ihre Arbeits¬kraft überwiegend in Anspruch nimmt.
 
 

Titel 3
Auswahl unter mehreren Bewerberinnen und Bewerbern

 
 

§ 6
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(1) Die Reihenfolge und Auswahl unter mehreren geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern richtet
sich nach den Bestimmungen der Bundesnotarordnung.
 
 
(2) Bewerberinnen werden bei gleichwertiger Eignung vorrangig berücksichtigt.
 
 
(3) Schwerbehinderte Menschen und diesen gleichgestellte behinderte Menschen im Sinne des § 2 Ab-
satz 2 und Absatz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, werden bei gleichwertiger Eignung bevor-
zugt berücksichtigt.
 
 

§ 7

 
 

(aufgehoben)
 
 
 
 

Titel 4
Verfahren

 
 

§ 8

 
 
(1) Bewerbungen um eine ausgeschriebene Notarstelle sind an die Präsidentin oder den Präsidenten
des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts zu richten und in drei Stücken innerhalb der in der
Ausschreibung genannten Frist bei der Präsidentin oder dem Präsidenten des für den in Aussicht ge-
nommenen Amtssitz zuständigen Landgerichts einzureichen. Für die Bewerbungen soll der bei den
Landgerichten erhältliche Bewerbungsvordruck verwendet werden. Nach Ablauf der in der Ausschrei-
bung genannten Frist eingereichte Bewerbungen werden bei der Stellenbesetzung nur berücksichtigt,
wenn besondere Gründe, die in der Bewerbung ausdrücklich aufzuführen sind, eine Ausnahme recht-
fertigen.
 
 
(2) Die Bewerbung muss enthalten:
 
 
1. die Angabe des Nachnamens, des Vornamens, des Geburtsnamens, des Wohnortes und der

Wohn- und Kanzleianschrift der Bewerberin oder des Bewerbers,
 

2. die Bezeichnung der ausgeschriebenen Stelle und die Angabe des gewünschten Amtssitzes,
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3. eine Erklärung über die Staatsangehörigkeit,
 

4. eine Erklärung darüber, ob Strafen, Disziplinarmaßnahmen oder berufsgerichtliche Maßnahmen
verhängt worden sind, ob schriftliche Missbilligungen oder Rügen erteilt worden sind, ob ein Straf-
verfahren, ein strafrechtliches oder ein berufsrechtliches Ermittlungsverfahren, ein Disziplinarver-
fahren, ein disziplinarrechtliches Vorermittlungsverfahren oder ein berufsrechtliches oder berufs-
gerichtliches Verfahren anhängig ist oder anhängig war; etwaige Strafen, Maßnahmen, Missbilli-
gungen oder Rügen sind mitzuteilen,
 

5. eine Erklärung darüber, ob über das Vermögen der Bewerberin oder des Bewerbers ein Insolvenz-
verfahren eröffnet worden oder ob sie oder er in das vom Insolvenzgericht oder vom Vollstre-
ckungsgericht zu führende Verzeichnis eingetragen oder ob sie oder er sonst in Vermögensverfall
geraten sind (§ 50 Abs. 1 Nr. 6 Bundesnotarordnung),
 

6. eine Erklärung darüber, welche Nebenbeschäftigungen ausgeübt werden; hierzu gehört auch die
Tätigkeit als Syndikusanwältin oder –anwalt (vgl. § 46 der Bundesrechtsanwaltsordnung und § 8
Bundesnotarordnung),
 

7. eine Erklärung über berufliche Verbindungen, insbesondere darüber, ob ein ständiges Dienst-
oder ähnliches Beschäftigungsverhältnis zu anderen Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälten
oder eine mit dem Notarberuf unvereinbare Bürogemeinschaft oder sonstige Berufsverbindung
besteht, ob eine mit dem Notarberuf unvereinbare Tätigkeit ausgeübt wird, und welche berufli-
chen Zusammenschlüsse oder Verbindungen bestehen oder beabsichtigt sind,
 

8. eine Erklärung darüber, bei welcher Stelle Personalakten aus einem früheren Dienst-, Amts-, Be-
rufs- oder Arbeitsverhältnis geführt werden und dass die Bewerberin oder Bewerber mit der Bei-
ziehung und der Einsichtnahme durch die zuständigen Justizverwaltungsbehörden und die Notar-
kammer einverstanden ist (§ 64d Absatz 1 Bundesnotarordnung).
 
 
 

(3) Etwaige weitere Anlagen sind ebenfalls jeweils in drei Stücken einzureichen.
 
 

§ 9

 
 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts prüft den Antrag und die vorgelegten Unter-
lagen, holt eine Stellungnahme der Generalstaatsanwältin oder des Generalstaatsanwalts ein, und
zieht, sofern das schriftliche Einverständnis erklärt worden ist, die Personalakten sowie die sonstigen
für die Entscheidung bedeutsamen Vorgänge bei. Zur Ermittlung der persönlichen Eignung kann eine
unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister (§ 41 Abs. 1 Nr. 1 des Bundeszentralregister-
gesetzes) eingeholt werden.
 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts nimmt zu der persönlichen und der fachli-
chen Eignung der Bewerberinnen und Bewerber Stellung, insbesondere zu ihrer Rangstelle unter meh-
reren geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern sowie zu etwaigen weiteren, für die Entscheidung
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maßgeblichen Umständen, gegebenenfalls auch zu der Fristüberschreitung nach § 8 Abs. 1 Satz 3. Sie
oder er legt eine Ausfertigung dieser Stellungnahme zusammen mit einem Stück des Antrages der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts vor. Zugleich lei-
tet die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts ein Stück der Stellungnahme und des Antra-
ges mit den erforderlichen Unterlagen der Notarkammer zur gutachterlichen Stellungnahme zu; diese
setzt sich mit der Rechtsanwaltskammer in Verbindung.
 
 
(3) Die Notarkammer nimmt zu jeder Bewerbung eingehend Stellung, insbesondere zur Eignung der
Bewerberinnen und Bewerber sowie zu der Reihenfolge, in der mehrere Bewerberinnen und Bewer-
ber berücksichtigt werden sollen. Die Notarkammer legt ihre Stellungnahme der Präsidentin oder dem
Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts vor.
 
 
(4) (gestrichen)
 
 

§ 10

 
 
Über die Besetzung einer ausgeschriebenen Notarstelle entscheidet die Präsidentin oder der Präsident
des Oberlandesgerichts (§ 36 Absatz 1 Nummer 1 Justizzuständigkeitsverordnung). Bewerberinnen
und Bewerber, die bei der Besetzung einer ausgeschriebenen Notarstelle nicht berücksichtigt werden
sollen, werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts dahin benachrich-
tigt, dass beabsichtigt sei, die Stelle einer Mitbewerberin oder einem Mitbewerber zu übertragen, und
dass das Besetzungsverfahren nach Ablauf einer von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Ober-
landesgerichts im Einzelfall zu bestimmenden Frist fortgesetzt werde.

 
 

§ 11

 
 
(1) Bewerberinnen und Bewerber, die bei der Besetzung einer ausgeschriebenen Notarstelle berück-
sichtigt werden sollen, sollen von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts da-
hingehend benachrichtigt werden, dass beabsichtigt sei, sie zur Notarin oder zum Notar zu bestel-
len, sofern die Auswahlentscheidung nicht angefochten wird. In der Benachrichtigung soll zugleich die
Dauer der nach § 10 Satz 2 bestimmten Frist angegeben werden.
 
 
(2) Die Bestellungsurkunde (§ 12 Bundesnotarordnung) ist von der Präsidentin oder dem Präsidenten
des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts oder der zu ihrer oder seiner Vertretung befugten
Person zu unterzeichnen.
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(3) Nachdem der Nachweis über das Bestehen der vorgeschriebenen Berufshaftpflichtversicherung
oder die vorläufige Deckungszusage vorgelegt worden ist (§ 6a Absatz 1 Bundesnotarordnung), hän-
digt die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts der Bewerberin oder dem Bewerber die Be-
stallungsurkunde aus und vereidigt sie oder ihn (§ 13 Bundesnotarordnung). Hierüber ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen.
 
 
(4) Je eine Abschrift der Niederschrift ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Schles-wig-Holstei-
nischen Oberlandesgerichts und der Notarkammer zu übersenden.
 
 
(5) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts veranlasst die Notarin oder den Notar, ih-
re oder seine Unterschrift sowie jeweils einen Abdruck ihrer oder seiner Amtssiegel (§§ 1, 2 Absatz 2
Dienstordnung für Notarinnen und Notare) einzureichen.
 
 

§ 11a

 
 
Über die erneute Bestellung am bisherigen Amtssitz nach vorübergehender Amtsniederlegung (§§ 48b
Absatz 2 Satz 1, 48c Absatz 3 Satz 1 Bundesnotarordnung) und über die erneute Bestellung nach Ent-
fernung aus dem Amt auf bestimmte Zeit (§ 97 Absatz 3 Bundesnotarordnung) entscheidet die Prä-
sidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts unabhängig von einer Stellenausschreibung und
dem Bedürfnis für die Ausschreibung einer Notarstelle.
 
 
 
 

Abschnitt II
Abwesenheit und Verhinderung der Notarin oder des Notars,

Vertretung und Notariatsverwaltung
 
 

Titel 1
Vertretung

 
 

§ 12
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(1) Will sich eine Notarin oder ein Notar länger als eine Woche vom Amtssitz entfernen oder ist sie
oder er aus tatsächlichen Gründen länger als eine Woche an der Amtsausübung gehindert (§ 38 Satz 1
Bundesnotarordnung), so ist dies unverzüglich der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landgerichts
anzuzeigen; derselben Behörde ist auch die Wiederaufnahme der Amtsführung alsbald mitzuteilen.
 
 
(2) Die Entscheidung über die Genehmigung der Abwesenheit der Notarin oder des Notars vom Amts-
sitz (§ 38 Satz 2 Bundesnotarordnung) trifft die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts.
 
 
(3) Kürzere Unterbrechungen sind bei der Berechnung der Gesamtdauer der Abwesenheit außer Be-
tracht zu lassen.
 
 

§ 13

 
 
(1) Dem Antrag auf Bestellung einer Vertreterin oder eines Vertreters für eine abwesende oder sonst
verhinderte Notarin oder einen abwesenden oder sonst verhinderten Notar (§ 39 Abs. 1 Bundesnotar-
ordnung) ist nur dann stattzugeben, wenn die Notarin oder der Notar zeitweise an der Amtsausübung
gänzlich gehindert ist. Einer Notarin oder einem Notar, die oder der lediglich an der Ausübung einzel-
ner Amtsgeschäfte verhindert ist, darf eine Vertreterin oder ein Vertreter nicht bestellt werden. Ist
eine Notarin oder ein Notar dauernd dienstunfähig, soll eine Vertreterbestellung nur erfolgen, wenn
die Notarin oder der Notar vorläufig des Amtes enthoben ist; in Zweifelsfällen soll ein amtsärztliches
Zeugnis erfordert werden.
 
 
(2) Die Bestellung einer ständigen Vertreterin oder eines ständigen Vertreters ist als Ausnahme an-
zusehen. Sie soll nur erfolgen, wenn damit zu rechnen ist, dass die Notarin oder der Notar durch ihre
oder seine Stellung im öffentlichen Leben, durch die Wahrnehmung von Ehrenämtern, infolge einer
Erkrankung, die eine dauernde Dienstunfähigkeit nicht zur Folge hat, oder aus ähnlichen Gründen wie-
derholt an der Amtsausübung verhindert ist. Die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter darf
nur tätig werden, wenn die Notarin oder der Notar an der Amtsausübung gänzlich gehindert ist.
 
 
(2a) Außer in den in Absatz 2 genannten Fällen kann die Bestellung einer ständigen Vertretung auch
erfolgen, solange die Notarin oder der Notar
 
 
1. mindestens ein Kind selbst betreut oder pflegt, das das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet

hat, oder
 
 
 

2. eine sonstige pflegebedürftige Angehörige oder einen sonstigen pflegebedürftigen Angehörigen
tatsächlich betreut oder pflegt; die Pflegebedürftigkeit ist durch Vorlage eines ärztlichen Gutach-
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tens oder einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenver-
sicherung oder durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung einer privaten Krankenversi-
cherung nachzuweisen.
 
 
 

Die ständige Vertretung soll die Gesamtdauer von drei Jahren nicht überschreiten.
 
 
 
 
(3) In den Fällen des § 39 Abs. 2 der Bundesnotarordnung hat eine Vertreterbestellung auch ohne An-
trag zu erfolgen, wenn dafür ein Bedürfnis besteht.
 
 
(4) Ist eine Vertreterbestellung für eine Notariatsverwalterin oder einen Notariatsverwalter erforder-
lich, so ist vor der Bestellung in der Regel die Notarkammer zu hören; sie ist in jedem Fall von der er-
folgten Vertreterbestellung zu unterrichten.
 
 
(5) Eine Vertreterbestellung mit rückwirkender Kraft ist unzulässig.
 
 

§ 14

 
 
(1) Über die Bestellung von Vertreterinnen oder Vertretern entscheidet die Präsidentin oder der Präsi-
dent des Landgerichts.
 
 
(2) Vor der Bestellung einer ständigen Vertreterin oder eines ständigen Vertreters soll die Notarkam-
mer gehört werden.
 
 
(3) Kürzere Unterbrechungen sind bei der Berechnung der gesamten Dauer der Vertretung außer Be-
tracht zu lassen.
 
 
(4) Die Notarin oder der Notar hat die vorzeitige Wiederaufnahme der Amtstätigkeit der Präsidentin
oder dem Präsidenten des Landgerichts unverzüglich mitzuteilen.
 
 

§ 15
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(1) Ist die in Aussicht genommene Vertreterin oder der in Aussicht genommene Vertreter in einem an-
deren Oberlandesgerichtsbezirk zur Notarin oder zum Notar bestellt, ist die Präsidentin oder der Präsi-
dent des für diesen Bezirk zuständigen Oberlandesgerichts um Mitteilung zu bitten, ob Bedenken ge-
gen die Bestellung bestehen, und von der erfolgten Bestellung zu benachrichtigen.
 
 
(2) Ist die in Aussicht genommene Vertreterin oder der in Aussicht genommene Vertreter in einem an-
deren Oberlandesgerichtsbezirk zur Rechtsanwaltschaft zugelassen, ohne zur Notarin oder zum Notar
bestellt zu sein, ist die zuständige Rechtsanwaltskammer um Mitteilung zu bitten, ob Bedenken gegen
die Bestellung bestehen, und von der erfolgten Bestellung zu benachrichtigen.
 
 

§ 16

(1) Von der aufzunehmenden Niederschrift über die nach § 40 Absatz 2 Satz 1 der Bundesnotarord-
nung vorzunehmende Vereidigung ist eine Abschrift der Notarkammer zu übersenden. Einer Mittei-
lung über den Hinweis auf einen früher geleisteten Eid (§ 40 Abs. 1 Satz 3 Bundesnotarordnung) be-
darf es nicht.
 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts veranlasst die Notarvertreterin oder den No-
tarvertreter, ihre oder seine Unterschrift (§§ 1, 19 Dienstordnung für Notarinnen und Notare) einzurei-
chen.
 
 

Titel 2
Notariatsverwaltung

 
 

§ 17

 
 
(1) Das Bedürfnis für die Bestellung einer Notariatsverwalterin oder eines Notariatsverwalters richtet
sich nach Art und Umfang der unerledigten Geschäfte.
 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts zeigt der Präsidentin oder dem Präsidenten
des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts die Bestellung an und berichtet über die Dauer und
den Zeitpunkt der Beendigung der Notariatsverwaltung.
 
 
(3) Vor der Entscheidung über die Bestellung einer Notariatsverwalterin oder eines Notariatsverwal-
ters und den Widerruf der Bestellung soll die Notarkammer gehört werden.
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(4) Die Bestellung und die Beendigung des Amtes der Notariatsverwalterin oder des Notariatsverwal-
ters sind der Präsidentin oder dem Präsidenten bzw. der Direktorin oder dem Direktor des Amtsge-
richts, in dessen Bezirk die Notarin oder der Notar ihren oder seinen Amtssitz hatte, und der Notar-
kammer mitzuteilen.
 
 

§ 18

 
 
(1) Die der Notariatsverwalterin oder dem Notariatsverwalter auszuhändigende Bestellungsurkunde
(§ 57 Absatz 2 Satz 1 Bundesnotarordnung) ist von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landge-
richts oder der zu ihrer oder zu seiner Vertretung befugten Person zu unterzeichnen.
 
 
(2) Je eine Abschrift der Niederschrift über die Vereidigung der Notariatsverwalterin oder des Notari-
atsverwalters (§ 57 Absatz 2 Satz 2 Bundesnotarordnung) ist der Präsidentin oder dem Präsidenten
des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts und der Notarkammer zu übersenden.
 
 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts veranlasst die Notariatsverwalterin oder den
Notariatsverwalter, ihre oder seine Unterschrift sowie jeweils einen Abdruck ihrer oder seiner Amtssie-
gel (§§ 1, 2, 19 Dienstordnung für Notarinnen und Notare) einzureichen.
 
 

§ 19

 
 
Die Notariatsverwalterin oder der Notariatsverwalter hat ihre oder seine Amtssiegel nach Beendigung
des Amtes an das für den Amtssitz zuständige Landgericht abzuliefern und hierüber die Notarkammer
zu benachrichtigen. Die Amtssiegel sind zur weiteren Verwendung am gleichen Amtssitz geeignet. Sie
sind von dem Landgericht aufzubewahren.

 
 

Abschnitt III
Aktenverwahrung

 
 

§ 20
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Sollen die Akten und Bücher einer ausgeschiedenen Notarin oder eines ausgeschiedenen Notars sowie
die ihr oder ihm amtlich übergebenen Urkunden (Unterlagen) einer anderen Notarin oder einem ande-
ren Notar in Verwahrung gegeben werden (§ 51 Abs. 1 Satz 2 Bundesnotarordnung), so kann angeord-
net werden, dass diese oder dieser nur einen Teil der Unterlagen in Verwahrung nimmt, während die
übrigen Unterlagen in die Verwahrung der Notarkammer übergehen.
 
 

§ 21

 
 
Soweit die Unterlagen einer ausgeschiedenen Notarin oder eines ausgeschiedenen Notars in die Ver-
wahrung einer anderen Notarin oder eines anderen Notars oder einer Notariatsverwalterin oder eines
Notariatsverwalters übergehen, ist der Notarkammer von der Anordnung unverzüglich Kenntnis zu
geben, damit sie in der Lage ist, bei Gesuchen um Erteilung von Ausfertigungen oder Abschriften An-
tragstellerinnen und Antragsteller an die zuständige Stelle zu verweisen.

 
 

Abschnitt IV Tätigkeiten der Aufsichtsbehörden
 
 

Titel 1
Zuständigkeit

 
 

§ 22

 
 
(1) Die Präsidentinnen oder Präsidenten der Landgerichte führen die Aufsicht über die Notarinnen und
Notare ihrer Bezirke. Sie veranlassen nach § 93 Abs. 3 der Bundesnotarordnung i. V. m. § 15 Dienst-
ordnung für Notarinnen und Notare insbesondere die Prüfung der Amtsführung der Notarinnen und
Notare sowie des Bestehens einer Berufshaftpflichtversicherung. Soweit es geboten erscheint, ist über
das Ergebnis der Prüfung und das zur Beseitigung der vorgefundenen Mängel Veranlasste der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts zu berichten und die
Notarkammer zu unterrichten.
 
 
(2) Der Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts ist jährlich
bis zum 1. März eine Übersicht über die im vorangegangenen Jahr geprüften Notarinnen und Notare
unter Angabe des jeweiligen Prüfungsdatums vorzulegen. Weiterhin ist anzugeben, zu welchem Zeit-
punkt diese Notarinnen und Notare zuletzt geprüft wurden. Konnte die Prüfung der Amtsführung nicht
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen durchgeführt werden, sind die davon betroffenen Notarinnen
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und Notare unter Angabe des Zeitpunkts der letzten Prüfung und der Hinderungsgründe in dem Be-
richt nach Satz 1 zu bezeichnen.
 
 

§ 23

 
 
(1) Die Präsidentinnen oder Präsidenten der Landgerichte entscheiden über
 
 
1. die Pflicht einer Notarin oder eines Notars, ihre oder seine Wohnung am Amtssitz zu nehmen

(§ 10 Abs. 2 Bundesnotarordnung).
 

2. die Befugnis und Verpflichtung einer Notarin oder eines Notars, mehrere Geschäftsstellen zu un-
terhalten und auswärtige Sprechtage abzuhalten (§ 10 Abs. 4 Bundesnotarordnung),
 

3. Gesuche um die Erlaubnis, Urkundstätigkeiten außerhalb des Amtsbezirks vorzunehmen (§ 11
Abs. 2 Bundesnotarordnung),
 

4. die Befreiung von der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit in den Fällen des § 18 Abs. 2 der Bundes-
notarordnung und über die ihnen von einer Notarin oder einem Notar unterbreiteten Zweifel über
die Pflichten zur Amtsverschwiegenheit im Einzelfall (§ 18 Abs. 3 Bundesnotarordnung),
 

5. die Anforderung der von einer Notarin oder einem Notar geschlossenen Vereinbarung über die
gemeinsame Berufsausübung oder die gemeinsame Nutzung der Geschäftsräume (§ 27 Abs. 2
Bundesnotarordnung),
 

6. die Genehmigung über die Führung von Akten und Verzeichnissen in Papierform außerhalb der
Geschäftsstelle der Notarin oder des Notars, wenn dies nicht bei der Notarkammer erfolgen soll
(§ 35 Absatz 3 Satz 1 Bundesnotarordnung).
 
 
 

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 Nr. 2 darf nur bei Vorliegen eines dringenden Bedürfnisses der
Rechtspflege erteilt werden. Sie soll nicht erteilt werden, wenn an dem Ort, an dem die Sprechtage
abgehalten werden sollen, mehr als zwei Notarinnen oder Notare amtieren oder neben einer amtie-
renden Notarin oder einem amtierenden Notar bereits eine Sprechtagserlaubnis erteilt wurde. Die Ge-
nehmigung soll ferner versagt werden, wenn der Ort in einem anderen Amtsgerichtsbezirk liegt und
sich dort der Amtssitz einer anderen Notarin oder eines anderen Notars befindet.
 
 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 Nr. 3 soll nur in Ausnahmefällen und nach vorheriger Beteiligung
der Präsidentin oder des Präsidenten des Oberlandesgerichts, in deren oder dessen Bezirk die Ur-
kundstätigkeit vorgenommen werden soll, erteilt werden. Hat eine Notarin oder ein Notar, weil Gefahr
im Verzuge war, eine Urkundstätigkeit außerhalb ihres oder seines Amtsbezirks ohne Genehmigung
der Aufsichtsbehörde vorgenommen, so hat sie oder er hierüber unverzüglich unter Angabe der Grün-
de die Präsidentin oder den Präsidenten des Landgerichts und die Notarkammer zu benachrichtigen.
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(4) Die Genehmigungen nach Absatz 1 Nummer 2, 3 und 6 sind unter dem Vorbehalt des Widerrufs zu
erteilen. Sie können mit Befristungen, Bedingungen oder Auflagen verbunden werden.
 
 
(5) Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts und die No-
tarkammer sind von den Entscheidungen nach Absatz 1 zu unterrichten.

 
 

§ 24

 
 

(aufgehoben)

 
 

§ 25

 
 
Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts führt die Aufsicht
über die Notarinnen und Notare des Oberlandesgerichtsbezirks. Sie oder er entscheidet über die vor-
läufige Amtsenthebung einer Notarin oder eines Notars (§ 54 Abs. 1 Bundesnotarordnung).
 
 

§ 26

 
 
(1) Die Präsidentinnen und Präsidenten der Landgerichte prüfen die von den Notarinnen und Notaren
aufgestellten Übersichten über die Urkundsgeschäfte (§ 7 Dienstordnung für Notarinnen und Notare)
und stellen die Ergebnisse der Übersichten zusammen. Dabei sind die Notarinnen und Notare mit dem
Amtssitz in demselben Amtsgerichtsbezirk nacheinander in alphabetischer Reihenfolge aufzuführen.
Die Geschäftszahlen in den einzelnen Spalten sind für die Notarinnen und Notare mit dem Amtssitz in
demselben Amtsgerichtsbezirk und sodann für sämtliche Notarinnen und Notare des Landgerichtsbe-
zirks zusammenzuzählen. Diese Aufstellung ist bis zum 1. März eines jeden Jahres in zwei Stücken der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts einzureichen.
 
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts reicht ein
Stück der Zusammenstellungen der Übersichten über die Urkundsgeschäfte mit einer entsprechen-
den, den ganzen Oberlandesgerichtsbezirk umfassenden Übersicht, in die lediglich die Summen für
die Landgerichtsbezirke aufzunehmen sind, an die Notarkammer weiter.
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§ 27

 
 
Der Antrag auf Genehmigung der Amtsniederlegung (§§ 48b, 48c Bundesnotarordnung) ist bei der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Oberlandesgerichts einzureichen. Sie oder er entscheidet über
den Antrag.
 
 
 
 

Titel 2
Genehmigung einer Nebentätigkeit

 
 

§ 28

 
 
(1) Genehmigungsbedürftige Nebenbeschäftigung gegen Vergütung (§ 8 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Bun-
desnotarordnung) ist jede Tätigkeit, bei der durch Arbeitsleistung irgendwelcher Art eine Vergütung
erzielt wird. Als Vergütung sind Leistungsentgelte, Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder und
jegliches Einkommen in Geld oder Geldeswert anzusehen. Dasselbe gilt für Fahrtkosten sowie Tage-
und Übernachtungsgelder, soweit sie die für Landesbeamtinnen und –beamte des Eingangsamtes der
Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt geltenden Sätze übersteigen.
 
 
(2) Die Ausübung des Anwaltsberufs bedarf keiner Genehmigung; hierzu gehört nicht die Tätigkeit ei-
ner Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts in einem ständigen Dienst- oder ähnlichen Beschäfti-
gungsverhältnis (§ 46 Bundesrechtsanwaltsordnung).
 
 
(3) Das Verbot der Vermittlung von Darlehen und Grundstücksgeschäften (§ 14 Abs. 4 Bundesnotar-
ordnung) gilt für die Notarin oder den Notar auch in ihrer oder seiner Eigenschaft als Rechtsanwältin
oder Rechtsanwalt.
 
 

§ 29

 
 
Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts entscheidet nach Anhörung der Notarkammer
über die Erteilung von Genehmigungen nach § 8 Abs. 3 der Bundesnotarordnung. Die Genehmigungen
sind unter dem Vorbehalt des Widerrufs zu erteilen. Sie können mit Befristungen, Bedingungen oder
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Auflagen verbunden werden. Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Ober-
landesgerichts und die Notarkammer sind von den Entscheidungen zu unterrichten.

 
 

§ 30

 
 
Die Genehmigung für die Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen Vergütung gilt unter dem Vor-
behalt des Widerrufs allgemein als erteilt für
 
 
1. Nebenbeschäftigungen geringen Umfangs, für die Vergütungen im Werte bis zu insgesamt 250

Euro monatlich oder 3.000 Euro jährlich gewährt werden,
 
 
 

2. verwandtschaftliche oder freundschaftliche Hilfeleistungen geringen Umfangs, wenn die gewährte
Vergütung nicht in Geld besteht.
 
 
 

Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts kann diese Nebenbeschäftigung aus besonderen
Gründen untersagen.
 
 

§ 31

 
 
Die Genehmigung darf nicht erteilt werden
1. für eine Tätigkeit, die mit dem Ansehen des Notaramtes nicht vereinbar ist,

 

2. für eine Tätigkeit, die den amtlichen Belangen widerspricht, insbesondere wenn
a) die Tätigkeit die Arbeitskraft so in Anspruch nimmt, dass nicht die erforderliche Zeit für die

Ausübung des Notaramtes verbleibt,
 

b) die Notarin oder der Notar als Schiedsrichterin oder Schiedsrichter in einer Sache tätig wer-
den soll, mit der sie oder er amtlich befasst ist oder befasst war, und dies Anlass zu Misstrau-
en gegen ihre oder seine Unparteilichkeit geben kann,
 

 

3. für eine Tätigkeit, deren Vergütung der Höhe nach zu beanstanden ist,
 

4. für eine Tätigkeit, bei der zu befürchten ist, dass sie zu einer Werbung für die Amtstätigkeit der
Notarin oder des Notars führt, sofern nicht durch geeignete Auflagen eine solche Werbung unter-
bunden werden kann.
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§ 32

 
 
Notarinnen und Notare, denen eine Nebentätigkeit genehmigt worden ist, sind verpflichtet, der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten des Landgerichts jede Veränderung der Nebentätigkeit nach Art, Um-
fang und Höhe der Vergütung unverzüglich mitzuteilen.
 
 

§ 33

 
 
(1) Die dienstliche Verantwortlichkeit einer Notarin oder eines Notars für ihre oder seine Tätigkeit au-
ßerhalb des Notaramtes bleibt unberührt. Es ist Pflicht der Aufsichtsbehörde, Missbräuchen entgegen-
zutreten.
 
 
(2) Dies gilt auch, wenn eine Notarin oder ein Notar, die oder der mit einer Angelegenheit amtlich be-
fasst ist oder war, in einem hieraus zwischen den Beteiligten entstandenen Rechtsstreit einen Betei-
ligten gegen einen anderen, im Gegensatz zu den für Rechtsanwälte geltenden Grundsätzen, berät
oder vertritt. Als Beteiligte sind hierbei alle Personen anzusehen, die durch das beurkundete Geschäft
unmittelbar berührt werden.
 
 
 
 

Abschnitt V
Verfahren nach § 111 der Bundesnotarordnung

 
 

§ 34

 
 
In den Verfahren nach § 111 der Bundesnotarordnung wird die Justizverwaltung vor dem Schleswig-
Holsteinischen Oberlandesgericht und dem Bundesgerichtshof von der Generalstaatsanwältin oder
dem Generalstaatsanwalt vertreten. Über jede Entscheidung des Gerichts und über den Ausgang des
Verfahrens ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts
zu berichten. Ferner sind die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts und die Notarkammer
sowie – bei Ablehnung eines Antrages auf Bestellung zur Notarin oder zum Notar – auch die Rechtsan-
waltskammer zu unterrichten.

 
 

Abschnitt VI
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Mitteilungspflichten bei Disziplinar-und Aufsichtsmaßnahmen
 
 

§ 35

 
 
(1) In Disziplinarverfahren benachrichtigen die zuständigen Aufsichtsbehörden sich gegenseitig und
die Notarkammer über die von ihnen erlassenen Einstellungsverfügungen und Disziplinarverfügungen
sowie das Datum ihrer Zustellung. Die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts prüft die
Ausübung ihrer oder seiner Rechte nach § 96 Absatz 1 Satz 1 Bundesnotarordnung, § 35 Bundesdiszi-
plinargesetz.
 
 
(2) Wenn die Disziplinarbefugnisse der Präsidentin oder des Präsidenten des Landgerichts nicht aus-
reichen, Ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts
unverzüglich zu berichten. Im Verfahren vor dem Disziplinargericht teilt die Generalstaatsanwältin
oder der Generalstaatsanwalt als Vertreterin oder als Vertreter der Aufsichtsbehörde die Entscheidung
des Gerichts und den Eintritt der Rechtskraft des Urteils der Präsidentin oder dem Präsidenten des
Oberlandesgerichts, der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landgerichts und der Notarkammer
mit. Soweit möglich, ist eine Abschrift der Entscheidung zu übersenden. Die Präsidentin oder der Prä-
sident des Landgerichts setzt, soweit dies angezeigt erscheint, die Präsidentin oder den Präsidenten
bzw. die Direktorin oder den Direktor des für den Amtssitz der Notarin oder des Notars zuständigen
Amtsgerichts von den verfügten Maßnahmen in Kenntnis.
 
 
(3) Die Anordnungen über die vorläufige und die endgültige Amtsenthebung teilt die Präsidentin oder
der Präsident des Oberlandesgerichts der Generalstaatsanwältin oder dem Generalstaatsanwalt, der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Landgerichts und der Notarkammer mit.
 
 
(4) Für Verfügungen, durch die einer Notarin oder einem Notar eine Missbilligung ausgesprochen wird
(§ 94 Bundesnotarordnung), gilt Absatz 1 entsprechend.
 
 
(5) Ermahnungen der Notarkammer nach § 75 der Bundesnotarordnung sind der Generalstaatsan-
wältin oder dem Generalstaatsanwalt, der Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig-Holsteini-
schen Oberlandesgerichts und der Präsidentin oder dem Präsidenten
 
 
 
 

Abschnitt VII
Behandlung von Gnadensachen
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§ 36

 
 
Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts ermittelt die für
die Gnadenentscheidung bedeutsamen Umstände. Sie oder er holt eine Stellungnahme der Notarkam-
mer und gegebenenfalls der am Verfahren beteiligt gewesenen Generalstaatsanwältin oder des am
Verfahren beteiligt gewesenen Generalstaatsanwalts sowie der oder des Vorsitzenden des Disziplinar-
gerichts ein, dessen Entscheidung Gegenstand des Gnadengesuchs ist. Sodann legt die Präsidentin
oder der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts das Gnadengesuch mit den ein-
geholten Stellungnahmen und einem Bericht dem für Justiz zuständigen Ministerium vor. Dem Bericht
sind die Personal- und Disziplinarakten beizufügen.

 
 

Abschnitt VIII
Bereinigung der Personalakten

 
 

§ 37

 
 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts stellt vor der Tilgung von Eintragungen in den
über die Notarinnen und die Notare geführten Akten (§ 110a Bundesnotarordnung) die erforderlichen
Nachforschungen an und holt die Stellungnahmen der Präsidentin oder des Präsidenten des Schles-
wig-Holsteinischen Oberlandesgerichts, der Notarkammer und der Rechtsanwaltskammer ein, ob Um-
stände der Tilgung entgegenstehen. Dabei sind die zu tilgenden Eintragungen und die zu entfernen-
den und zu vernichtenden Vorgänge zu bezeichnen.
 
 
(2) Die Bereinigung der Akten wird vorgenommen, wenn ihr kein Umstand entgegensteht. Dabei sol-
len die bei verschiedenen Stellen geführten Akten zeit- und inhaltsgleich bereinigt werden. Die Prä-
sidentin oder der Präsident des Landgerichts benachrichtigt hierzu die weiteren Beteiligten nach Ab-
satz 1 über das Ergebnis seiner Nachforschungen. Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswig-
Holsteinischen Oberlandesgerichts und die Präsidentin oder der Präsident des Landgerichts benach-
richtigen die Notarin oder den Notar über die bei ihnen durchgeführte Bereinigung.
 
 
(3) Die Allgemeine Verfügung vom 23. Mai 1973 – V/21/2030 – 63 Sbd. – (SchlHA S. 112) ist nicht
mehr anzuwenden, soweit sie dieser Bestimmung entgegensteht.
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Abschnitt IX
Inkrafttreten

 
 

§ 38

 
 
Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Oktober 2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verfü-
gung über die Angelegenheiten der Notarinnen und der Notare vom 15. August 1991 – V 150/3830
– 95 SH – (SchlHA S. 141), zuletzt geändert durch Allgemeine Verfügung vom 16. Februar 2005 – II
408/3830 – 95 SH – (SchlHA S. 75), außer Kraft.
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